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11.02.2009 Entwurf Eckpunkte Kommunalpolitik

Eckpunkte Kommunalpolitik

A) Strukturelle Intention

· Die Politik der bürgerlichen Parteien führte  in den letzten 20 Jahren immer weiter zum Auseinanderdriften zwischen Arm und Reich und damit zu realen, für uns alle spürbaren  Einkommenseinbußen weiter Kreise der  Bevölkerung.

· Hierzu gehören große Teile der Arbeitnehmer, Rentner, StudentenInnen und SchülerInnen, Arbeitslose und Hartz IV EmpfängerInnen, aber auch kleine selbstständige Unternehmer (insbesondere sogenannte Scheinselbstständige) und junge Ärzte/Ärztinnen.

· In fast jeder Gemeinde des Kreises Heinsberg gibt es Tafeln, in denen die Menschen auch qualitativ schlechtere Lebensmittel (in der Regel schwer verkäufliche oder mit anstehender Überschreitung der Mindesthaltbarkeit) erwerben müssen, um überhaupt über die Runden zu kommen. Zur Vermeidung von Missverständnissen sei an dieser Stelle ausdrücklich jenen Menschen gedankt, die sich mühen dem betroffenen bedürftigen Personenkreis zu helfen. 

· Die Einrichtung einer jeden neuen Tafel wird in der Presse förmlich „euphorisch gefeiert“. Kritik an diesem gesellschaftlichen Skandal gibt es so gut wie gar nicht. 

· Eine Abmilderung bzw. ein Aufhalten oder gar Umkehren dieses Prozesses ist nur möglich, wenn große Teile der Bevölkerung ihren Widerstand gegen diesen Sozialabbau zum Ausdruck bringen.
· Auch ohne Mehrheiten wird ein  Erstarken der LINKEN bei den kommenden Wahlentscheidungen einen großen Druck auf die jetzt agierenden Parteien ausüben. Insofern ist jede Stimme für die Linke eine gute Investition.

· Deshalb ist es wichtig, in den Städten und Gemeinden die Bevölkerung zu erreichen, und auch organisatorisch eine starke Linke zu etablieren.

B) Konkrete Intention

· Aus der strukturellen Intention ergibt sich folgerichtig das konkrete Handeln vor Ort.

· Die Aufgabe eines Ortsverbandes und einer Ratsfraktion kann nur darin bestehen, als Sprachrohr für eine Politik zu fungieren, die im Interesse der oben aufgeführten benachteiligten Gruppen ausgeübt wird.

· Hierbei muss realistisch erkannt werden, dass Ratsfraktionen nicht in der Lage sind, in ihrer Arbeit, Verwaltungen zu ersetzen. 

· Aber eine wache und aufmerksame Opposition kann dafür sorgen, dass die Entscheidungen aus Rat und Verwaltung für die Bürgerinnen und Bürger transparent gemacht werden
Veränderung beginnt mit Opposition

· Konkrete einzelne Maßnahmen ergeben sich aus der gesellschaftlichen Entwicklung und aus der täglichen Ratsarbeit vor Ort.  Z. B.

· muss dem Privatisierungswahn, der im Zuge der städtischen Aufgaben häufig anzutreffen ist, energisch Einhalt geboten werden. Auch bei der Ausgliederung in Gesellschaften ist in den Gesellschaftsverträgen zu gewährleisten, dass die grundsätzliche  „Allzuständigkeit“  der Vertretungskörperschaft bestehen bleibt und nicht ausgehebelt wird
Grundbedürfnisse, wie Wohnen, Wasser, Strom, Heizung, ÖPNV (Öffentlicher Personennahverkehr) etc.  gehören nicht bin die Hände von Spekulanten und dürfen ihnen nicht überlassen werden.  Sie gehören unter öffentliche und/oder genossenschaftliche Kontrolle .

· Ausreichender genossenschaftlicher/öffentlicher Wohnungsbau als Regulativ gegen Mietspekulanten.

· Auch jetzt schon kann der Grundstücksspekulation mit Hilfe des Bundesbaugesetzes  im Rahmen der Entwicklungsplanungen Einhalt geboten werden. Im Übrigen sollten Grundstücke nur noch im Wege Erbpacht verfügbar gemacht werden.

· Im Rahmen der Daseinsfürsorge muss sichergestellt werden, dass jeder über ein kostengünstiges, Hartz IV über ein  kostenloses Bankkonto verfügen kann (DIE LiNKE.Ortsverband Hückelhoven hat diesbezüglich schon Initiativen ergriffen)

· Ein warmes Mittagessen für jedes Kind (und selbstverständlich auch für jeden Erwachsenen neben einer grundsätzlich menschenwürdigen ökonomischen Grundversorgung) muss sichergestellt werden.

· Menschenwürdiges Wohnen ist im Bedarfsfalle zu garantieren.
Unsinniger Zwang auf Betroffene,  aus formalen Gründen (Wohnung einige Quadratmeter zu groß) kostengünstigen Wohnraum zu verlassen und den Menschen insbesondere ihr bekanntes soziales Umfeld zu nehmen, ist auf jeden Fall zu verurteilen.

· Schulbücher müssen im Rahmen einer menschenwürdigen Bildungspolitik für weite (besonders arme) Bevölkerungskreise kostengünstig/kostenlos zur Verfügung stehen.

· Europäisches Recht, Bundes- und Landesgesetze müssen auf menschenwürdige und respektvolle Weise vor Ort umgesetzt werden.

· Eine respektvolle Behandlung in den Verwaltungen muss sichergestellt werden.

· Kostenlose rechtliche Beratung und Vertretung einkommensarmer Schichten muss organisiert werden. (Löwenberg-Modell)

· Behindertengerechte Fortentwicklung der Infrastruktur in den Kommunen (z.B. Absenkung der Bürgersteige, Schaffung von Zugängen zu öffentlichen Gebäuden, die ohne fremde Hilfen barrierefrei genutzt werden können.

· Einrichtung einer Gesamtschule im Nordkreis. Es ist in diesem Zusammenhang schon sehr unverantwortlich, wie die der Nordkreis, insbesondere die Stadt Hückelhoven mit dem Elternwillen umgeht. 112 Eltern hätten ihr Interesse bekunden müssen.  210 waren es. Das sind 188%. Also fast doppelt soviel, wie notwendig. Für Hückelhoven alleine ist die Zahl von 124, die sich meldeten, schon ausreichend. (Stand 11.2.2009)

Neben diesen beispielhaft aufgezählten Selbstverständlichkeiten werden im Laufe der gesellschaftlichen Entwicklung viele weitere Aufgaben auf eine Linke Fraktion zukommen. 

· Hätte jemand vor 10 Jahren gesagt, in kurzer Zeit werden Menschen in einer „Tafel“ teilweise unter diskriminierendem Bedingen ihren Lebensunterhalt sichern müssen, der wäre glatt für verrückt erklärt worden. 

· Hätte jemand vor zehn Jahren gesagt, die etablierten Parteien würden Banken teilverstaatlichen, wäre er wahrscheinlich ebenso für verrückt erklärt worden.
· Hätte jemand vor 10 Jahren gesagt, dass man seine 
Familie trotz Arbeit nicht über die Runden bringen 
kann, wäre er ebenso für verrückt erklärt worden.

Nur strukturelle und konkrete Anstrengungen der Bürgerinnen und Bürger können diese unglaubliche Entwicklung in einem der reichsten Länder dieser Erde stoppen bzw. umkehren. 

Dafür muss eine LINKE einstehen und arbeiten.
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